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noch für einen weiteren Monat) basiert. Für Schleswig-Holstein bedeutet diese Rechnung 
eine Abschlagszahlung in Höhe von rd. 100,23 Mio. € für 27.200 Asylsuchende. 
 
Ende 2016 wird der Bund eine personenscharfe Spitzabrechnung für das abgelaufene 
Jahr vornehmen, welche auch bei der Bemessung der Abschlagszahlung 2017 berück-
sichtigt werden soll. Die Zahlung der Bundesgelder erfolgt über Umsatzsteueranteile, die 
Vereinnahmung im Einzelplan 11. 
 
Das Land Schleswig-Holstein hat sich mit den kommunalen Landesverbänden zum Jah-
resende 2015 darauf verständigt, statt einer unmittelbaren, anteiligen Weitergabe der 
Bundesgelder die Erstattungsquote in der Landesverordnung über die Erstattung von Auf-
wendungen für leistungsberechtigte Personen nach dem Asylbewerberleistungsgesetz 
(Erstattungsverordnung) von 70 % auf 90 % für diejenigen Leistungsempfänger zu erhö-
hen, für die und so lange das Land die o.a. Monatspauschale vom Bund erhält. 
 
Das MIB hat den Auftrag erhalten, die erforderlichen landesinternen Rechtsänderungen - 
zunächst bis zum 31. Dezember 2018 - zu veranlassen. Daher muss die Erstattungsver-
ordnung, rückwirkend ab 1. Januar 2016, entsprechend angepasst werden. Dieses soll 
nach Möglichkeit noch im ersten Quartal 2016 erfolgen. Ebenfalls angepasst werden muss 
der Erstattungserlass als Verwaltungsvorschrift nach § 1 Abs. 4 der Erstattungsverord-
nung. 
 
Das MIB wird den Kreisen und kreisfreien Städten im Jahr 2016 wie bisher vierteljährliche 
Abschlagszahlungen gewähren, deren Gesamtsumme sich möglichst eng an den tatsäch-
lichen Gesamtaufwendungen der Kommunen in diesem Jahr orientieren soll. Die endgülti-
ge Abrechnung der kommunalen Aufwendungen nach dem Asylbewerberleistungsgesetz 
im Jahr 2016 mit dem MIB erfolgt dann im ersten Halbjahr 2017. 
 
 
Mit freundlichen Grüßen 
 
gez. 
 
Manuela Söller-Winkler 
 
 


